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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit im Badewesen  
Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der 
Abgeordneten des SSW 
Drucksache 19/2420 
 
b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit im Badewesen (Badesicherheitsgesetz) 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
Drucksache 19/2345 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich zunächst im Wege der Selbstbefassung in 
seinen Sitzungen am 12. August und 19. August 2020 mit den Vorlagen befasst und 
schriftliche Stellungnahmen angefordert. 

Mit Plenarbeschluss vom 27. August 2020 hat der Landtag die Gesetzentwürfe sodann 
dem Innen- und Rechtsausschuss überwiesen. In seiner Sitzung am 2. September 
2020 hat der Ausschuss eine umfangreiche mündliche Anhörung zu beiden Vorlagen 
durchgeführt. Im Rahmen der Beratung der Gesetzentwürfe wurde ein Änderungs-
antrag zum Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und der Abgeordneten des SSW, Drucksache 19/2420, vorgelegt und angenommen.  

In seiner Sitzung am 23. September 2020 schloss der Ausschuss die Beratung der 
Gesetzentwürfe ab. 

Mit den Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, AfD und SSW gegen 
die Stimmen der SPD empfiehlt er dem Landtag den Gesetzentwurf der Fraktion der 
SPD, Drucksache 19/2345, zur Ablehnung. 

Den Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und 
der Abgeordneten des SSW, Drucksache 19/2420, empfiehlt der Innen- und 
Rechtsausschuss dem Landtag mit den Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP, AfD und SSW bei Enthaltung der SPD zur Annahme in der Fassung 
der rechten Spalte der nachfolgenden Gegenüberstellung. Änderungen gegenüber 
dem Ursprungsgesetzentwurf sind durch Fettdruck kenntlich gemacht.  
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Barbara Ostmeier 
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Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Aufrechterhaltung 

der öffentlichen Sicherheit im Badewesen 
 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
 

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der 

Abgeordneten des SSW: 

 Ausschussvorschlag: 

Artikel 1 
Gesetz zur Änderung des 

Gesetzes zur 
Aufrechterhaltung der 

öffentlichen Sicherheit im 
Badewesen 

(Badesicherheitsgesetz): 

 Artikel 1 
Gesetz zur Änderung des 
Badesicherheitsgesetzes: 

Das Gesetz zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit im Badewesen (Bade-
sicherheitsgesetz) vom 22. Juni 2020 wird wie 
folgt geändert: 

 Das Badesicherheitsgesetz vom 22. Juni 
2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 352) wird wie folgt 
geändert: 

1. Der Titel des Gesetzes wird geändert in  1.  unverändert 

„Gesetz zur Aufrechterhaltung der öffent-
lichen Sicherheit im Badewesen und zur 
Wasserrettung (Badesicherheits- und 
Wasserrettungsgesetz)“ 

  

2. Es wird folgender § 5 zusätzlich eingefügt:  2. Es wird folgender § 5 zusätzlich eingefügt: 

„§ 5  „§ 5 

  (1) Wasserrettung umfasst die Hilfe-
leistung bei Unfällen auf, in und an 
oberirdischen Gewässern durch Ein-
heiten der Wasserrettung (Wasserret-
tungseinheiten). 

(1) Die im Rahmen der Gefahrenabwehr 
durch die zuständigen Behörden der 
Kommunen und des Landes eingesetzten 
und anerkannten Einheiten der Wasser-
rettung (Wasserrettungseinheiten) werden 
hinsichtlich des Digitalfunks (BOS-Digital-
funk), hinsichtlich der Fahrberechtigung 
nach § 1 der Landesverordnung über die 
Erteilung von Fahrberechtigungen an 
ehrenamtlich tätige Angehörige der Frei-
willigen Feuerwehren, der anerkannten 
Rettungsdienste, des Technischen Hilfs-

  (entfällt) 
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werks und sonstiger Einheiten des Ka-
tastrophenschutzes (Fahrberechtigungs-
verordnung - FahrbVO) vom 15. Septem-
ber 2011 (GVOBl. 2011 260) sowie hin-
sichtlich der Sonderrechte nach § 35 der 
Straßenverkehrsordnung - StVO vom 
6. März 2013 (BGBl. I S. 367), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
20. April 2020 (BGBl. I S. 814) und § 52 
Absatz 3 Nr. 2 Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung - StVzO vom 26. April 
2012 (BGBl. I S. 679), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 
26. November 2019 (BGBl. I S. 2015) den 
dort genannten Einheiten gleichgestellt. 
Die Anerkennung der Einheiten erfolgt 
durch das für Inneres zuständige Mini-
sterium des Landes Schleswig-Holstein. 

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte 
gewährleisten die Einbindung der 
Wasserrettungseinheiten in das 
Meldewesen und die Alarmierung (§ 3 
Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes über 
den Brandschutz und die Hilfeleistungen 
der Feuerwehren (Brandschutzgesetz - 
BrSchG) vom 10. Februar 1996, zuletzt 
geändert durch Landesverordnung vom 
16.01.2019, GVOBl. S. 30). 

 (2) Die Kreise und kreisfreien Städte ge-
währleisten die Einbindung der Wasser-
rettungseinheiten in das Meldewesen und 
die Alarmierung (§ 3 Absatz 1 Nummer 3 
des Brandschutzgesetzes vom 10. Fe-
bruar 1996, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 14 des Gesetzes vom 2. Mai 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 162), Ressortbe-
zeichnungen ersetzt durch Verordnung 
vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 30)). Darüber hinaus sind alle aner-
kannten Wasserrettungseinheiten ent-
sprechend ihrer örtlichen, sachlichen 
und personellen Wasserrettungsein-
satzfähigkeit in den Leitstellen zu hin-
terlegen. Eine Alarmierung wird durch 
die Leitstellen sichergestellt. 

  (3) Bei der Wasserrettung sind die Mög-
lichkeiten der Kooperation auszu-
schöpfen. § 6 Absatz 4 des Brand-
schutzgesetzes vom 10. Februar 1996, 
zuletzt geändert durch Artikel 14 des 
Gesetzes vom 2. Mai 2018 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 162), Ressortbezeichnun-
gen ersetzt durch Verordnung vom 16. 
Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), 
bleibt unberührt. 

  (4) Die im Rahmen der Gefahrenabwehr 
durch die zuständigen Behörden der 
Kommunen und des Landes einge-
setzten und anerkannten Einheiten der 
Wasserrettung werden hinsichtlich des 
Digitalfunks (BOS-Digitalfunk), hin-
sichtlich der Fahrberechtigung nach 
§ 1 der Fahrberechtigungsverordnung 
vom 15. September 2011 (GVOBl. Schl.-
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H. S. 260) sowie hinsichtlich der Son-
derrechte nach § 35 der Straßenver-
kehrs-Ordnung vom 6. März 2013 
(BGBl. I S. 367), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 20. April 
2020 (BGBl. I S. 814), und § 52 Absatz 3 
Nr. 2 der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung vom 26. April 2012 (BGBl. I 
S. 679), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 26. November 
2019 (BGBl. I S. 2015), den dort ge-
nannten Einheiten gleichgestellt. 

(3) Das Land kann die Koordinierung und 
Durchführung der Wasserrettung in nicht 
kommunalisierten Küstengewässern pri-
vaten Einrichtungen übertragen. 

 (5) Das Land kann die Koordinierung und 
Durchführung der Wasserrettung in nicht 
kommunalisierten Küstengewässern pri-
vaten Einrichtungen und den Gemeinden 
übertragen. Es stimmt sich dazu mit den 
Leitstellen ab. 

(4) Das Land kann privaten Einrichtungen 
für die Vorhaltung von Wasserrettungs-
einheiten Zuschüsse im Rahmen ver-
fügbarer Haushaltsmittel außerhalb der 
Mittel der Feuerschutzsteuer und des 
Katastrophenschutzes gewähren. 

 (6) Das Land kann privaten Einrichtungen 
für die Vorhaltung von Wasserrettungs-
einheiten Zuschüsse im Rahmen verfüg-
barer Haushaltsmittel außerhalb der Mittel 
der Feuerschutzsteuer und des Kata-
strophenschutzes gewähren. 

(5) Das für Inneres zuständige Ministerium 
kann allgemeine Verwaltungsvorschriften 
erlassen. Darin regelt das Land insbe-
sondere die Anerkennung der Wasser-
rettungseinheiten, die Ausbildungs- und 
Ausstattungsstandards sowie die Voraus-
setzungen für die Gewährung von Zu-
schüssen.“ 

 (7) Das für Inneres zuständige Ministerium 
kann allgemeine Verwaltungsvorschriften 
erlassen. Darin regelt das Land insbe-
sondere die Anerkennung der Wasser-
rettungseinheiten, die Ausbildungs- und 
Ausstattungsstandards sowie die Voraus-
setzungen für die Gewährung von 
Zuschüssen.“  

Artikel 2  
Inkrafttreten 

 Artikel 2  
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2021 in 
Kraft. 

 


